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Rechtliche Prüfung zur Zulässigkeit der IFKE als Unterausschuss des 
Verwaltungsrates  

 
 
I.   Beschlussentwurf 
 
Der Beschluss des Verwaltungsrates über die Fortführung und Besetzung der Interfrakionellen 
Fraktionssitzung Kommunalwirtschaft und Entwicklung (IFKE) / Arbeitsgruppe Gebühren vom 
19.03.2026 wird aufgehoben. 
 

  
II. Sachverhalt 

Die Zulässigkeit der Bildung von Untergremien des Verwaltungsrates einer Anstalt öffentlichen 
Rechts wurde kommunalrechtlich durch einen Fachanwalt geprüft. Danach ist festzuhalten, dass 
Untergremien nicht zulässig sind. 
 
Die Möglichkeiten einer AöR sind in § 114 a GO NRW geregelt. Danach gibt es nur zwei Organe: 
Vorstand und Verwaltungsrat. Diese Regelung ist abschließend und schließt weitere Gremien aus.  
Insbesondere gelten die Vorschriften der GO NRW zur Bildung von Ausschüssen des Rates nicht 
sinngemäß auch für eine AöR. Während der Rat seine Organisationsstruktur grundsätzlich selbst 
bestimmen kann, soweit der Gesetzgeber keine abschließende Regelung getroffen hat, ist der 
Verwaltungsrat an die gesetzlich vorgegebene Organisationsstruktur gebunden. Ihm fehlt eine 
eigenständige, verfassungsrechtlich geschützte Organisationskompetenz.  
 
In dem Gutachten erfolgt auch eine rechtliche Einordnung der Interfraktionellen Fraktionssitzung 
Kommunalwirtschaft und Entwicklung (IFKE) / Arbeitsgruppe Gebühren in ihrer aktuellen Form. 
Eine faktische Ausgestaltung der IFKE vergleichbar eines Untergremiums des Verwaltungsrates 
mit einer Konzentration ausschließlich auf Themenbereiche der AöR, begegnet Bedenken 
hinsichtlich Organisationsstruktur, Institutionalisierung, Verschwiegenheit und mögliche 
Beanstandungen durch die Kommunalaufsicht.  
 
Die Beschlussfassung des Verwaltungsrats über Einrichtung bzw. Fortführung der IFKE und 
Benennung ihrer Mitglieder vermittelt den Eindruck eines Untergremiums des Verwaltungsrats und 
führt zu einer Rechtsunsicherheit, die zu vermeiden ist.  
 
Der entsprechende Beschluss des Verwaltungsrates vom 19.03.2026 ist daher aufzuheben.     
 
 
Moers, den 26. Juni 2026 

 
 
 
 
Krämer                      Jungmaier    Dr. Steinbrich                         

 
 

 


